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Titel

Andern in:
Neustart fur den fairen Handel: CETA-Vertag nicht zustimmen

Anderungsantrag zu V-55

Von Zeile 51 bis 52:

Entlang dieser Bedingungen bedarf die Europaische Handelsstrategie einer grundlegenden
Neufassung unter Beteiligung aller interessierten Gruppen. Konsultationen zu handelspolitischen
Fragen sollten nicht nur moglich, sondern Standard sein — und deren Ergebnisse sollten eine andere
Berucksichtigung erfahren als die Ergebnisse der Konsultation zum Investitionsschutz, bei der sich
97% der Befragten gegen Schiedsgerichte aussprachen, ohne dass dies einen splrbaren Effekt gehabt
hatte. Verhandlungsmandate diirfen von der Kommission nicht lédnger als .interne Rechtsakte”
behandelt werden,zu denen Europaische Birgerinitiativen unzuldssig sind.

Handelsabkommen als Gesamtpakete zu verhandeln steht aus Sicht von Bilindnis 90/Die Griinen der
demokratischen Willensbildung entgegen. Dort, wo grofie Pakete aus sehr unterschiedlichen Materien
(Zollsenkungen, Regulierungskooperationen, Marktéffnungen, Investitionsschutz u.a.) Uber so
verschiedene Sektoren wie Energie, Landwirtschaft und Kultur verhandelt werden, drohen am Ende
bestimmte Positionen im Rahmen von Deals Uber Bord geworfen zu werden. Eine Abkehr vom Prinzip
des .single undertaking” halten wir deshalb fiir n6tig, ebenso eine Beteiligung des Europaischen
Parlaments an der Mandatserteilung.

Nach der Bundesverfassungsgerichtsentscheidung zu den Eilantragen und dem Gezerre um die Frage,
ob CETA als gemischtes oder ,EU-only-Abkommen vorgelegt wird, tut auch eine konsistentere
Beachtung der Zustandigkeiten in der Handelspolitik not. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die
Bundesregierung oder ein anderer berechtigter Antragsteller nicht bereits vor einem Jahr den EUGH
um Klarung in dieser Frage gebeten hat. Zur Verscharfung der Vertrauenskrise hat auch beigetragen,
dass die Kommission nicht bereits von sich aus einen Vorschlag zur Ausnahme der Teile von der
vorlaufigen Anwendung vorgelegt hat, die (auch) in nationalstaatliche Kompetenz fallen. Aus Griner
Sicht sprache viel dafir, wenn die EU-Kommission kiinftig ausschliefdlich Materien verhandelte, die in
ihren Zustandigkeitsbereich fallen.

Il Investor-Staat-Klagen: Konzern-Justiz im neuen Gewand

Begriindung

Begrindung der Dringlichkeit:

Die Verschiebung des Unterzeichnungstermins von CETA auf den 30.10., nach Ende der Antragsfrist,
war wesentlich dem politischen und rechtlichen Ringen um die Kompetenzfrage (EU only versus
gemischt) geschuldet. Es wurde lange vor dem Gipfel versaumt, die Klarung dieser Fragen einzuleiten
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- die Zitterpartie/Blamage hatte so vermieden werden konnen. Der Dringlichkeitsanderungsantrag
unterbreitet hierzu einen Losungsvorschlag.

Weitere Antragsteller*innen

Ulrike Hofken (KV Bitburg-Priim); Robert Habeck (KV Flensburg); Martin Hausling (KV Schwalm-Eder);
Harald Ebner (KV Schwabisch-Hall); Peter Meiwald (KV Ammerland); Uwe Kekeritz (KV Neustadt-Aisch);
Dietmar Johnen (KV Vulkaneifel); Jutta Paulus (Jutta Paulus KV Neustadt/Weinstrafie); Georg Kdssler
(KV Berlin-Neukolln); Andreas Blanke (KV Oberhausen); Peter Kremer-Pléw (KV Oberhausen); Sebastian
Girullis (KV Oberhausen); Patrick Voss (KV Wesel); Andrea Swoboda (KV Bottrop); Joachim Gutsche (KV
Bottrop); Thomas Vogt (KV Essen); Patrick Jedamzik (KV Gelsenkirchen); Daniel Holstein (KV Berlin-
Neukdolln); Franziska Deil (KV Mainz)

Seite 2



	V-55-051-DRINGLICH Neustart für den fairen Handel: CETA-Vertag nicht zustimmen (erledigt durch V-55/V-31)
	Titel
	Änderungsantrag zu V-55
	Von Zeile 51 bis 52:

	Begründung
	Weitere Antragsteller*innen


